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Mittelstand und Wirtschaft  

1. Die europäische Union sterbt eine Klimaneutralität bis zum Jahr 2050, die Bundesgesetzgebung sieht das Jahr 2045 vor. Rheinland-Pfalz hat in seiner Klimagesetz-
gebung das Zieljahr 2040 verankert. Halten Sie an diesem Ziel fest? Wenn ja, wie wollen Sie es in 14 Jahren erreichen und dabei die wirtschaftliche Basis des Landes 
erhalten. Wenn nicht, wie wollen Sie trotzdem zum Ziel kommen?  
 

CDU SPD 
 
 

Grüne  FDP 

Als CDU Rheinland-Pfalz lehnen wir die 

im ideologischen Landesklimaschutzge-

setz der Ampelregierung festgelegten 

Ziele ab. Das neue Gesetz bedeutet eine 

erhebliche Belastung für die Wirtschaft 

und gefährdet tausende Arbeitsplätze. 

Das Ziel der Klimaneutralität bis 2040 ba-

siert zudem auf überholten Annahmen – 

etwa einer überschätzten CO₂-Bindung 

durch Wälder – und bringt keinen nen-

nenswerten Beitrag zum Klimaschutz, 

sondern führt zu Abwanderung oder gar 

Schließung von Betrieben aus Rheinland-

Pfalz. Einer solche Gefährdung der heimi-

schen Wirtschaft und des Industriestand-

orts mit seinen energieintensiven Bran-

chen treten wir entschieden entgegen. 

Ökologie und Ökonomie dürfen nicht 

weiter gegeneinander ausgespielt wer-

den. Die Änderungen des Landesklima-

schutzgesetzes werden wir daher 

Die SPD Rheinland-Pfalz setzt auf eine 

Kombination aus dem Ausbau erneuer-

barer Energien, einer transparenten Bür-

gerbeteiligung, effektivem Wald- und 

Naturschutz, wirtschaftlicher Transfor-

mation und moderner Infrastruktur, um 

das Ziel der Klimaneutralität bis 2040 zu 

erreichen. Wir erachten dabei den Büro-

kratieabbau als ein wichtiges Instrument 

zur Zielerreichung. Unser Fokus liegt da-

rauf, dass Klimaschutz sozial gerecht und 

wirtschaftlich sinnvoll gestaltet wird. Kli-

maschutzpolitik muss eine Balance zwi-

schen Klimaschutz, Wettbewerbsfähig-

keit und Sozialverträglichkeit finden. 

 

 

Rheinland-Pfalz hält im novellierten Lan-
desklimaschutzgesetz verbindlich am Ziel 
der Klimaneutralität bis 2040 fest und 
unterlegt dieses mit klaren Reduktions-
pfaden und regelmäßiger Berichterstat-
tung. Zugleich verpflichtet sich das Land, 
die Landesverwaltung bis 2030 bilanziell 
treibhausgasneutral zu organisieren und 
setzt dafür konkrete Maßnahmen insbe-
sondere in den Bereichen Gebäude und 
Mobilität um. Seit 2022 werden die Emis-
sionen der Landesverwaltung jährlich bi-
lanziert und systematisch reduziert. Die 
Umstellung der Dienstwagenflotten, der 
Ausbau von Car Sharing, die Nutzung des 
Deutschlandtickets, energetische Sanie-
rungen sowie der Ausbau erneuerbarer 
Energien auf Landesliegenschaften zei-
gen, dass Klimaneutralität praktisch er-
reichbar ist.  Auch beim Ausbau der Er-
neuerbaren Energien hat Rheinland-Pfalz 
erhebliche Fortschritte erzielt. In den 
Jahren 2023 und 2024 wurden jeweils 
deutlich mehr als 1.000 Megawatt Wind- 
und Photovoltaikleistung zugebaut, 2025 

Auf der Landesebene ist das Klimaschutz-

gesetz hinsichtlich der Kompatibilität der 

Planungs- und Umsetzungshorizonte mit 

denen des Bundes und der EU (Errei-

chung der Klimaneutralität im Jahr 2050) 

zu überarbeiten. Insbesondere muss die 

Überprüfung der Klimaziele bereits in der 

kommenden Wahlperiode erfolgen. Wei-

terhin muss in diesem Gesetz dafür Sorge 

getragen werden, dass keine unmittelba-

ren wie mittelbaren Rechtsrisiken oder 

Standortnachteile für die rheinland-pfäl-

zischen Unternehmen sowie den Stand-

ort als solchen – insbesondere nicht auf 

dem Weg über Klagen gegenüber dem 

Land und daraus entstehenden mögli-

chen Rechtsfolgen – entstehen. Ebenso 

sind die verwaltungsinternen Bürokratie- 

und Berichtslasten drastisch zu reduzie-

ren. 
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zurücknehmen und uns wieder an den 

Zielen des Bundes orientieren. 

Um wirksamen, nachhaltigen und wirt-

schaftlich verträglichen Klimaschutz zu 

gewährleisten, setzt die CDU auf einen 

pragmatischen, technologieoffenen An-

satz: Der Fokus liegt auf der Sicherung 

bezahlbarer Energie für Wirtschaft und 

Privathaushalte durch einen breiten 

Energiemix. Klimaneutralität gelingt nur, 

wenn alle Wege genutzt werden: erneu-

erbare Energien, Wasserstoff, syntheti-

sche Kraftstoffe, Kreislaufwirtschaft und 

CO₂-Speicherung. 

lag der Nettozubau erneut nahe an die-
ser Marke. Gleichzeitig wurden Geneh-
migungen für Windenergieanlagen mas-
siv beschleunigt und auf ein historisch 
hohes Niveau gesteigert.  
Wir GRÜNE halten ausdrücklich am Ziel 
der Klimaneutralität 2040 fest. Wir wol-
len die Stromversorgung bereits bis 2030 
bilanziell vollständig aus erneuerbaren 
Quellen decken und damit die Grundlage 
für die Elektrifizierung von Wärme, Ver-
kehr und Industrie schaffen. Dafür wer-
den wir Netzausbau und Speicher koordi-
nieren sowie die kommunale Wärmepla-
nung, klimafreundliche Wärmenetze, 
Energieeffizienz und sozial gerechte Ge-
bäudesanierung konsequent voranbrin-
gen.  
Wir GRÜNE sichern die wirtschaftliche 
Basis des Landes, indem wir Klimaschutz 
als Innovations- und Investitionsmotor 
begreifen. Der Ausbau von Windenergie, 
Photovoltaik, Speichern und grünem 
Wasserstoff stärkt regionale Wertschöp-
fung, schafft Arbeitsplätze und erhöht 
die Versorgungssicherheit. Wir unter-
stützen gezielt Transformationsprojekte 
der Industrie und begleiten Mittelstand 
und Handwerk mit Beratung, Förderin-
strumenten und einem Klimacheck auf 
dem Weg zur Klimaneutralität.  
Unser Schlüssel zur Unterstützung insbe-
sondere von KMUs auf dem Weg in Rich-
tung klimaneutraler Wirtschaft ist der 
RLP-Zukunftsfonds. Unser Konzept sieht 
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einen durch die Neuverschuldungsmög-
lichkeiten des Landes teilfinanzierten 
Fonds, der gezielt klimaneutrale Techno-
logien und Innovationen bei KMUs för-
dern und dabei privates Kapital für Inves-
titionen hebeln soll. Damit schließen wir 
eine Lücke zwischen der Technologie- 
und Innovationsförderung des Bundes 
vor allem für Großindustrie und der Mit-
telverteilung des Sondervermögens vor 
allem für Kommunen. Unser Ziel als 
GRÜNE ist klar: der Weg in Richtung kli-
maneutrales Rheinland-Pfalz geht nur 
mit den vielen Unternehmen im Land – 
Investitionen in Innovation sind dabei 
entscheidend. 
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2. Vor allem mittelständische Betriebe werden überproportional durch Bürokratie belastet. Wie möchte ihre Partei die Unternehmen entlasten? Durch unsere 
Mitgliedsstruktur bitten wir insbesondere um Antworten für den Bereich Handel und Logistik. 
 

CDU SPD 
 
 

Grüne  FDP 

Die CDU Rheinland-Pfalz steht für einen 
konsequenten Bürokratieabbau, der den 

Alltag unserer Betriebe – insbesondere 

des Mittelstands – spürbar entlastet. Wir 
setzen dabei auf ein Vier-Säulen-Modell: 
Erstens soll unnötige Bürokratie bereits 
in der Gesetzgebung vermieden werden. 
Zweitens sollen klare Anreize für eine 
unternehmens- und bürgerfreundliche 
Anwendung von Ermessensspielräumen 
und ein echter Kulturwandel in der Ver-
waltung geschaffen werden. Drittens 
sollen belastende Regelungen von Tag 
eins an systematisch überprüft und ab-
geschafft werden und viertens sollen 
vollständig digitale und medienbruch-
freie Abläufe zum Standard werden. Ge-
nehmigungspflichten werden wir, wo 
möglich, durch Anzeigepflichten erset-
zen. Für Behörden führen wir klare Ver-

fahrensfristen ein – bei Nichteinhaltung 
gilt der Antrag automatisch als geneh-
migt (Genehmigungsfiktion). Ein Büro-
kratiemeldeportal ermöglicht es Unter-
nehmen wie Bürgern, bürokratische Las-
ten und Hürden direkt zu melden. Diese 
Hinweise werden daraufhin systema-
tisch ausgewertet und in konkrete Ver-
einfachungsschritte überführt. Für neue 

Die SPD-geführte Landesregierung hat 
bereits zwei Bürokratieabbau-Pakete 
verabschiedet, deren Maßnahmen mit 
Blick auf den Mittelstand ausgearbeitet 
wurden und schon jetzt Wirkung zeigen. 
Hierzu zählen unter anderem die Erleich-
terung des Förderantragswesens durch 
Mustervorlagen, die Reduzierung von 
Berichtspflichten und Statistiken, mehr 
Spielraum bei der Vergabe im Unter-
schwellenbereich, digitalisierte Verwal-
tungsleistungen sowie schnellere Ge-
nehmigungsverfahren für Großraum- 
und Schwertransporte. Die genannten 
Punkte sind nur ein Teil der insgesamt 57 
Maßnahmen. Der Bürokratieabbau wird 
von uns als ein durchgängiges Moderni-
sierungsprojekt verstanden, nicht als 
Einzelmaßnahme. Die beiden Bürokra-
tieabbau-Pakete wollen wir auch in der 
neuen Legislaturperiode weiter voran-
treiben. Ferner sollen Planungs- und Ge-
nehmigungsverfahren an noch weiteren 
Stellen beschleunigt werden, die Verwal-
tung insgesamt digitaler und effizienter 
werden und Unternehmen stärker ent-
lastet werden. Zudem planen wir einen 
leichteren Zugang zu 

Mittelständische Unternehmen sind das 
Rückgrat unserer Wirtschaft. Wir wollen 
die kleinen und mittelständischen Be-
triebe von unnötiger Bürokratie entlas-
ten, ohne dabei Umwelt-, Sozial-, und 
Verbraucherschutzstandards abzusen-
ken. Ein Instrument dafür sind Praxis-
Checks, bei denen sollen neue und be-
stehende Gesetze und Regelungen ge-
meinsam mit Unternehmen, Verbändern 
und Verwaltung auf Ihre Umsetzbarkeit 
geprüft werden.  
Wir setzen auf verständliche Vorgaben, 
verlässliche Fristen und digitale Verfah-
ren. Für Handel und Logistik wollen wir 
Genehmigungs-, Melde- und Berichts-
pflichten vereinfachen. Ergänzend för-
dern wir Beratungsangebote, damit Be-
triebe frühzeitig und verlässlich bei 
Transformation unterstützt werden. Wo 
Genehmigungen bei Kommunen anfal-
len, wollen wir diese effizient auf einer 
Ebene bündeln, wie zum Beispiel bei 
Transportgenehmigungen für Schwer-
lasttransporte, die wir von den Landkrei-
sen auf Ebene der Struktur- und Geneh-
migungsdirektionen hochzonen wollen.  

Wir werden uns weiterhin dafür einset-
zen, dass Berichtspflichten für KMU, ins-
besondere dann, wenn die Unterneh-
men von Unternehmerinnen und Unter-
nehmern geführt werden, welche einen 
„Großen Befähigungsnachweis“ (Meist-
erbrief) besitzen, reduziert werden. Ge-
rade diese Personen haben ihre Qualifi-
kation und Verlässlichkeit bereits unter 
Beweis gestellt. Insbesondere im Hin-
blick auf die Wettbewerbssituation klei-
nerer Gewerbebetriebe wollen wir die 
wirtschaftliche Betätigung der Kommu-
nen überprüfen und die Gemeindeord-
nung entsprechend überarbeiten. Bei 
der Novellierung von Landesgesetzen 
(zum Beispiel Weiterbildungsgesetz, Ta-
riftreuegesetz) oder auch neuen Geset-
zesvorhaben wird sichergestellt, dass es 
zu keinen direkten oder indirekten Las-
ten (zum Beispiel finanzieller oder büro-
kratischer Art) für die Unternehmen 
oder zu Standortnachteilen im Länder-
vergleich kommt.  
Wir werden über den Bundesrat eine Ini-
tiative starten, um die Anpassung der 
Fälligkeit der Sozialversicherungsbei-
tragsmeldungen an die Fälligkeit der 
Lohnsteuer, das heißt bis zum 10. des 
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Gesetze werden wir ein „Ablaufdatum“ 
testen, damit Vorschriften regelmäßig 
überprüft und nur bei nachweisbarer 
Wirkung verlängert werden. Auf das so-
genannte 

„Goldplating“, also die Übererfüllung 
von EU- und Bundesvorgaben, werden 

wir in Zukunft gänzlich verzichten – mit 
uns wird es keine rheinland-pfälzischen 
Sonderwege geben. So sorgen wir für 
Verschlankung, Digitalisierung sowie Be-
schleunigung von Verfahren und einen 
Bürokratieabbau, der bei unseren Unter-
nehmen ankommt. 

Förderprogrammen und eine „One-
Stop-Agency“ für Unternehmensansied-
lungen.  

Folgemonats, zu erreichen oder alterna-
tiv die Wiedereinführung der bis 2005 
geltenden Regelung bis zum 15. des Fol-
gemonats umzusetzen. Dies gibt den Un-
ternehmen mehr Liquidität und entlas-
tet insbesondere KMU von Bürokratie.  
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Mobilität 

3. Autoland Rheinland-Pfalz und der Verbrennungsmotor: Sollten aus Ihrer Sicht Fahrzeuge mit Verbrennungsmotoren (Autos, LKW, Motorräder) weiterhin 
zugelassen werden können? Welchen Stellenwert hat diese Technologie für ihre Partei?  
 

CDU 
 
 

SPD Grüne  FDP 

Aus Sicht der CDU Rheinland-Pfalz gilt es, 
der Automobil- und Zuliefererindustrie 
als Schlüsselbranche weiterhin zukunfts-
fähige Rahmenbedingungen zu bieten. 
Wir unterstützen daher die Bemühungen 
der Bundesregierung zur Durchsetzung 
der Technologieoffenheit auf europäi-
scher Ebene, um auch nach 2035 noch 
Zulassungen für hocheffiziente Verbren-
ner zu ermöglichen. 

Rheinland-Pfalz ist ein starker Wirt-

schaftsstandort der Pharma- und Che-

mieindustrie, zudem sind hier internatio-

nal tätige Autozulieferfirmen sowie zahl-

reiche Hidden Champions angesiedelt. 

Da Rheinland-Pfalz ein Flächenland ist, 
bekennen wir uns zur Mobilität mit dem 
Auto - auch in Zukunft. Elektromobilität 
ist dabei die zentrale Zukunftstechnolo-
gie. Gleichzeitig bedarf es alternativer kli-
mafreundlicher Antriebskonzepte, klima-
freundlicher Kraftstoffe und ergänzender 
Übergangstechnologien wie hocheffizi-
ente Verbrenner, Plug-in-Hybride und 
Elektrofahrzeuge mit Range Extender, 
um Arbeitsplätze in der Automobil- und 
Zulieferindustrie zu erhalten und Mobili-
tät, Klimaschutz und Beschäftigung zu-
sammenzudenken. So sichern wir die Ak-
zeptanz der Mobilitätswende und si-
chern die Wettbewerbsfähigkeit unserer 
Wirtschaft. 
 

Für uns GRÜNE ist klar: Die Zukunft der 
Mobilität ist klimaneutral. Fahrzeuge mit 
fossilen Verbrennungsmotoren verursa-
chen erhebliche CO2-Emissionen und 
stehen im Widerspruch zu unseren Kli-
mazielen. Deshalb braucht es einen ziel-
gerichteten Hochlauf der Elektromobili-
tät und klare Leitplanken für den Ab-
schied vom Verbrennungsmotor. 
Gleichzeitig gilt für uns: Der Wandel 
muss planbar, sozial gerecht und wirt-
schaftlich gestaltet werden. Bestehende 
Fahrzeuge werden selbstverständlich 
weiter genutzt werden können und 
Übergangsfristen sind notwendig, um 
Menschen sowie Unternehmen mitzu-
nehmen. Für Neuzulassungen setzen wir 
jedoch eindeutig auf emissionsfreie An-
triebe. Der Verbrennungsmotor hat für 
uns keine Zukunftstechnologie-Perspek-
tive mehr, sondern ist ein auslaufende 
Übergangstechnologie.  
Dass dieser Weg richtig ist, zeigen die ak-
tuellen Verkaufszahlen. E-Autos gewin-
nen kontinuierlich Marktanteile, sowohl 
bei Pkw als auch bei Nutzfahrzeugen. Für 

Die Technologie des Verbrennungsmo-
tors wird auch noch über längere Zeit Teil 
des Portfolios der Antriebe in der Fahr-
zeugindustrie und hier insbesondere bei 
den Nutzfahrzeugen sowie den Land-, 
Bau- und Arbeitsmaschinen sein. Einer-
seits gibt es Regionen auf der Welt, wel-
che in absehbarer Zeit nicht die infra-
strukturellen Voraussetzungen für batte-
rieelektrische Antriebe schaffen können, 
und zum zweiten gibt es insbesondere in 
der Nutzfahrzeugindustrie – in der erwei-
terten Definition (s. o.) – eine Vielzahl 
von Anwendungsszenarien, welche nicht 
durch batterieelektrische Systeme abge-
deckt werden können. Hinzu kommt, 
dass es beim Verbrennungsmotor nicht 
auf dessen Technologie ankommt, son-
dern auf das, was dort verbrannt wird. 
Eine Nutzung dieser Technologie ist da-
her z. B. mit Wasserstoff, HVO etc. mög-
lich.  
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Planungssicherheit und Stärkung des Ab-
satzmarkts für E-Mobilität unterstützen 
wir darum weiterhin das Ziel, ab 2035 
keine Neuwagen mit Verbrennungsmo-
tor mehr zuzulassen. 
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4. Synthetische grünstrombasierte Flüssigkraftstoffe (E-Fuels) haben eine hohe Energiespeicherdichte, können international gehandelt und über beste-
hende Tankinfrastrukturen genutzt werden. Werden Sie den Einsatz solcher Kraftstoffe politisch unterstützen und damit das Erreichen der Klima-
schutzziele im Verkehr unterstützen?  
 

CDU  
 
 

SPD Grüne  FDP 

Synthetische, grünstrombasierte Kraft-

stoffe – sogenannte E-Fuels – können aus 

Sicht der CDU Rheinland-Pfalz einen 

wichtigen Baustein zum Klimaschutz im 

Verkehrssektor darstellen. Entscheidend 

ist, dass wir die Klimaziele erreichen, 

ohne uns einseitig auf eine einzige An-

triebstechnologie festzulegen. E-Fuels 

bieten dabei mehrere Vorteile: Sie sind 

speicher- und transportfähig, weltweit 

handelbar und können in der bestehen-

den Infrastruktur sowie in der Bestands-

flotte genutzt werden. Gerade für Berei-

che wie den Luft- und Schiffsverkehr so-

wie für Teile des Schwerlastverkehrs se-

hen wir hier großes Potenzial. Auch für 

den Fahrzeugbestand können klimaneut-

rale Kraftstoffe perspektivisch einen Bei-

trag leisten, um CO₂-Emissionen zu redu-

zieren. Wir setzen auf einen Instrumen-

tenmix aus Elektromobilität, Wasser-

stoff, synthetischen Kraftstoffen 

und weiteren Innovationen. 

Aus unserer Sicht ist Elektromobilität die 

zentrale Zukunftstechnologie. Wir unter-

stützen jedoch die Nutzung von E-Fuels 

sowie anderer klimafreundlicher Kraft-

stoffe bei Anwendungen, für welche die 

Elektromobilität nicht oder noch nicht 

geeignet ist, z.B. bei der Luft- und Schiff-

fahrt. 

Synthetische E-Fuels sind nur rechne-

risch klimaneutral und aufgrund hoher 

Umwandlungsverluste ineffizient, teuer 

und auf absehbare Zeit knapp verfügbar. 

Für den Straßenverkehr setzen wir daher 

auf direkte Elektrifizierung und den Aus-

bau von Bus, Bahn und Radverkehr als 

wirksamste und kosteneffizienteste Kli-

maschutzmaßnahme. E-Fuels sehen wir 

allenfalls dort als sinnvoll an, wo es der-

zeit keine Alternativen gibt, etwa im 

Flugsektor. Nicht jedoch als Lösung für 

den Straßenverkehr.  

Ja, denn diesen Kraftstoffen kommt ins-

besondere in Teilbereichen der schwe-

ren Nutzfahrzeuge sowie in den Land-, 

Bau- und Arbeitsmaschinen eine beson-

dere Relevanz zu, da hier die Anwen-

dungsszenarien bzw. Geschäftsmodelle 

technisch und/oder wirtschaftlich nicht 

mit batterieelektrischen Systemen abge-

bildet werden können.  
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5. Der neue Dieselkraftstoff HVO 100 bildet einen klimaschonenden, erneuerbaren Kraftstoff. Unterstützen Sie die Forderung, dass in sämtlichen kom-
munalen Betrieben der Einsatz von HVO 100 zur Ersetzung fossilen Diesels vorgesehen werden sollte?  
 

CDU  
 
 

SPD  Grüne  FDP  

Für eine kurzfristige Dekarbonisierung 

und als Brückentechnologie kann der 

neue Dieselkraftstoff HVO 100 durchaus 

in kommunalen Betrieben eingesetzt 

werden. Auch hier gilt der Grundsatz der 

CDU: Technologieoffenheit und Entschei-

dungen nach Maß. Wo es sinnvoll ist, be-

fürworten wir den Einsatz. Den pauscha-

len Einsatz wollen wir unseren Kommu-

nen aber nicht vorschreiben. Wir haben 

Vertrauen in die Fachleute und in die 

Kommunen vor Ort 

Wir unterstützen die Nutzung klima-

freundlicher Kraftstoffe. Ebenso sehen 

wir in der Kreislaufwirtschaft große Po-

tentiale. Sofern HVO 100 aus ölhaltigen 

Abfallprodukten stammt und somit nicht 

in Flächenkonkurrenz mit Futter- und Le-

bensmitteln steht, ist seine Nutzung im 

Hinblick auf mögliche Auswirkungen des 

Klimawandels auf Anbauflächen begrü-

ßenswert. Es muss zudem sichergestellt 

werden, dass die Produktion von 

HVO100 zu 100% aus Abfallprodukten 

stammt und keine Beimischungen aus 

Palm-– oder Sojaöl aus dem außereuro-

päischen Ausland enthält, für das klima-

wirksame Wälder gerodet wurden. 

Gleichwohl werden wir mit Hinblick auf 

das Recht auf kommunale Selbstverwal-

tung den Kommunen diesbezüglich nicht 

vorschreiben, welche Kraftstoffe, sie in 

ihren Betrieben ersetzen sollen. 

Wo immer möglich, setzen wir auf E-Mo-

bilität etwa bei Bussen, Nutzfahrzeugen 

und Fuhrparks. Elektrische Antriebe sind 

deutlich effizienter, emissionsfrei und 

kostengünstiger. Das zeigt auch der er-

folgreiche Ausbau von E-Bussen in Rhein-

land-Pfalz, die Klima und Luftqualität 

schützen und zugleich den Fahrkomfort 

erhöhen.  

HVO 100 kann eine Übergangslösung 

sein, dort wo Elektrifizierung noch nicht 

möglich sind. Unser Anspruch bleibt 

aber: Keine Investitionen in fossile Struk-

turen, sondern ein klarer Fahrplan zur 

Elektrifizierung. Kommunale Betriebe 

sollen Vorreiter der Mobilitätswende 

sein. Mit klarer Priorität auf Strom aus Er-

neuerbaren statt auf Verbrennungsmo-

toren mit Alternativkraftstoffen.  

Die FDP präferiert eine Steuerung über 

Angebot und Nachfrage bzw. den sich da-

raus bildenden Preis als entsprechendes 

Instrument der Steuerung. HVO 100 

sollte daher dort eingesetzt werden, wo 

der höchste Nutzen erzeugt wird und wo 

daher die Nachfrage am größten ist und 

die Kunden bereit sind, entsprechende 

Preise zu zahlen.  
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Wärmemarkt 

6. Momentan wird auf Bundesebene eine Reform des Gebäudeenergiegesetzes angestrebt. Wie bewerten Sie mögliche Änderungen und welche Ele-
mente bilden für Ihre Partei die wesentlichen Bausteine der Wärmeversorgung? Welche Auffassung vertreten Sie dabei zu kommunalen Anschluss- 
und Benutzungszwängen an die Fernwärme im Bereich der Wohnraumbeheizung?  

 
CDU 
 
 

SPD Grüne  FDP 

Die öffentliche wie private Wärmepla-

nung soll technologieoffen und ohne An-

schlusszwänge erfolgen. Wir wollen die 

unterschiedlichen Möglichkeiten in un-

seren vielfältigen Regionen in Rheinland-

Pfalz auch bei der kommunalen Wärme-

planung nutzen – bspw. durch den Ein-

satz von Geothermie im Rheingraben 

oder Biogasanlagen in der Eifel. Fern- 

und Nahwärmenetze sind ebenfalls ein 

wichtiger Teil unseres Wärmemixes – 

pauschale Anschlusszwänge halten wir 

jedoch nicht für zielführend. 

Aus Sicht der SPD Rheinland-Pfalz ist die 

Reform des Gebäudeenergiegesetzes 

ein zentraler Baustein für das Gelingen 

der Energiewende. Der Gebäudesektor 

verursacht rund ein Viertel aller CO₂-

Emissionen und bietet zugleich großes 

Potenzial, Klimaschutz mit wirtschaftli-

cher Zukunftsfähigkeit und sozialer Si-

cherheit zu verbinden. Mögliche Ände-

rungen am GEG müssen daher technolo-

gieoffen, sozial ausgewogen und klar auf 

Klimaneutralität ausgerichtet sein. Ent-

scheidend ist, dass die Menschen Pla-

nungssicherheit erhalten und nicht über-

fordert werden. 

Für uns bilden folgende Elemente die 

wesentlichen Bausteine einer zukunfts-

fähigen Wärmeversorgung: Erstens die 

konsequente kommunale Wärme- und 

Energieplanung, die lokale Potenziale 

nutzt und erneuerbare Energien syste-

matisch einbindet. Zweitens die 

In Rheinland-Pfalz schaffen wir bereits 
heute mit dem novellierten Landesklima-
schutzgesetz und flankierenden Maßnah-
men eine verbindliche Grundlage für die 
Reduktion von Treibhausgasemissionen 
und die Transformation unseres Energie-
systems hin zu einer klimaneutralen Ener-
gie- und Wärmeversorgung bis spätestens 
2040. Dazu gehört die Förderung erneuer-
barer Energien, der Ausbau von Energieef-
fizienz und die stärkere Nutzung von Sek-
torenkopplung, insbesondere im Wärme- 
und Gebäudesektor.  
Die kommunale Wärmeplanung ist ein 
zentrales Instrument, um die Wärmever-
sorgung vor Ort treibhausgasneutral und 
sozialverträglich umzubauen. Mit dem 
Bundesgesetz zur kommunalen Wärme-
planung und dem Ausführungsgesetz in 
Rheinland-Pfalz wurde ein rechtlicher Rah-
men für flächendeckende Wärmepläne ge-
schaffen. Diese Wärmepläne helfen dabei, 
lokale Potenziale für klimafreundliche 
Wärmeversorgung zu identifizieren und 
sektorenübergreifend zu entwickeln.  

Mit dem „Heizungsgesetz“ des damali-

gen Bundeswirtschaftsministers Robert 

Habeck sollte die gesamte Bevölkerung 

verpflichtet werden, ihre Energieversor-

gung ad hoc zu modernisieren. Dies 

stellte einen tiefen Eingriff in das Eigen-

tumsrecht der Bürgerinnen und Bürger 

dar.  

Man kann eine moderne Energieversor-

gung aber nicht gegen die Menschen be-

werkstelligen. Staatlich verordneter 

Zwang ist der falsche Weg. Leute, die 

neu bauen, werden sich schon aus wirt-

schaftlichen Erwägungen modern auf-

stellen, eine moderne Bauweise und 

auch eine effiziente Wärmeversorgung 

wählen. Da sind Beratungsangebote 

wichtig, die einmal natürlich die Hei-

zungs- und Sanitärbranche selbst, insbe-

sondere aber auch spezielle Energiebe-

rater gut und umfassend anbieten. Die 

Kommunen sind derzeit dabei, 
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Sektorkopplung von Strom und Wärme, 

insbesondere durch das ProSumer-Mo-

dell: Photovoltaik mit Speicher, Wärme-

pumpe und Elektromobilität ermögli-

chen eine weitgehend eigenständige, kli-

mafreundliche Energieversorgung. Drit-

tens setzen wir auf den Ausbau moder-

ner Nahwärme- und Quartiersnetze so-

wie auf hocheffiziente Kraft-Wärme-

Kopplung, um Versorgungssicherheit 

und Wirtschaftlichkeit zu gewährleisten. 

Kommunale Anschluss- und Benutzungs-

zwänge an Fernwärme können dabei ein 

sinnvolles Instrument sein, wenn sie auf 

einer transparenten kommunalen Pla-

nung beruhen, sozial abgefedert sind 

und den Bürgerinnen und Bürgern be-

zahlbare, klimafreundliche Alternativen 

bieten. Sie dürfen jedoch kein Selbst-

zweck sein, sondern müssen dem Ge-

meinwohl, dem Klimaschutz und der Ak-

zeptanz vor Ort dienen. 

Für uns GRÜNE bilden als wesentliche Bau-
steine einer zukunftsfähigen Wärmever-
sorgung folgende Elemente den Kern: der 
konsequente Ausbau erneuerbarer Wär-
meerzeugung, insbesondere Wärmepum-
pen, Solarthermie und Biomasse dort, wo 
ökologisch vertretbar, sowie die Nutzung 
von Abwärme aus Industrieprozessen; die 
systematische Steigerung der Energieeffi-
zienz in Bestandsgebäuden und im Neu-
bau; eine kommunal verankerte Planung, 
die lokale Gegebenheiten berücksichtigt 
und Quartierslösungen ermöglicht; der 
Ausbau klimafreundlicher Nah- und Fern-
wärmenetze in Kombination mit dekarbo-
nisierter Wärme sowie eine soziale Ausge-
staltung, damit Energiearmut vermieden 
und Akzeptanz gestärkt wird.  
Insbesondere sehen wir vor dem Hinter-
grund der kommunalen Wärmeplanung 
die Gestaltung der Anschluss- und Benut-
zungsregelungen kritisch. Wir GRÜNE set-
zen uns dafür ein, dass diese Instrumente 
nicht zu unverhältnismäßigen Zwangs-
maßnahmen für private Eigentümerinnen 
und Eigentümer führen. Die Entscheidung 
über den Anschluss soll vor Ort im Rahmen 
der kommunalen Wärmeplanung transpa-
rent vorbereitet und in den kommunalen 
Räten getroffen werden, so dass sie den lo-
kalen Gegebenheiten und sozialen Belan-
gen gerecht wird. Wir unterstützen eine 
verbindliche Wärmeplanung, die kommu-
nale Entscheidungshoheit wahrt und nicht 
einseitig auf Anschlusszwänge setzt, son-
dern Akzeptanz und passgenaue Lösungen 
vor Ort stärkt.  

Wärmepläne aufzustellen. Die müssen 

die Bürgerinnen und Bürger erst einmal 

kennen. Für ältere Bauwerke und funkti-

onierende Heizsysteme dauert eine Än-

derung länger. Hier darf niemand ge-

zwungen werden, funktionierende Sys-

teme auszutauschen. Das können viele 

auch finanziell gar nicht schultern. Au-

ßerdem brauchen Firmen Zeit, passende 

Technologien, mit denen eine schritt-

weise Modernisierung möglich gemacht 

wird, zu entwickeln und sie voranzubrin-

gen.  
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7. Gerade im ländlichen Raum sind viele Hausbesitzer auf Heizöl für die Wärmeerzeugung angewiesen. Vorteile sind die Möglichkeit der eigenen Bevorratung und die 
damit verbundene individuelle Versorgungssicherheit. Die Branche bemüht sich derweil stark um den weiteren Einsatz erneuerbarer Flüssigbrennstoffe. Werden 
Sie den Einsatz solcher regenerativen Brennstoffe (etwa sog. „Grünes Heizöl“) politisch unterstützen oder im Rahmen der kommunalen Wärmeplanung 
anerkennen? 
  

CDU 
 
 

SPD Grüne  FDP 

Für die CDU Rheinland-Pfalz ist klar: Die 

Wärmewende muss praktikabel, sozial 

verträglich und technologieoffen gestal-

tet werden. Viele Hausbesitzer im ländli-

chen Raum sind weiterhin auf Heizöl an-

gewiesen – nicht aus Bequemlichkeit, 

sondern weil Alternativen wie Fern-

wärme oder Gasnetze oft nicht verfügbar 

oder wirtschaftlich darstellbar sind. Aus 

Sicht der CDU Rheinland-Pfalz darf die 

kommunale Wärmeplanung deshalb 

nicht einseitig auf einzelne Technologien 

verengt werden. Wenn erneuerbare 

Flüssigbrennstoffe – etwa „Grünes 

Heizöl“ oder andere regenerative Beimi-

schungen – nachweislich zur CO₂-Reduk-

tion beitragen, sollen sie als Teil des In-

strumentenkastens anerkannt und poli-

tisch berücksichtigt werden. 

 

Die SPD Rheinland-Pfalz steht für eine so-

zialverträgliche Wärme- und Energie-

wende, die Klimaschutz mit Bezahlbar-

keit verbindet und eine Teilhabe der 

Menschen an diesen beiden Prozessen 

sicherstellt. Uns ist bewusst, dass insbe-

sondere im ländlichen Raum viele Haus-

halte weiterhin auf flüssige Brennstoffe 

angewiesen sind. Die dortigen Siedlungs-

strukturen lassen sich nicht kurzfristig an 

Wärmenetze anbinden, und auch der 

vollständige Umstieg auf Wärmepumpen 

ist nicht überall sofort realisierbar. Ver-

sorgungssicherheit und Bezahlbarkeit 

bleiben deshalb zentrale Kriterien unse-

rer Politik. 

Gleichzeitig ist unser langfristiges Ziel ist 

eine klimaneutrale Wärmeversorgung. 

Erneuerbare flüssige Brennstoffe wie so-

genanntes „grünes Heizöl“ können auf 

diesem Weg eine Übergangslösung 

Wir GRÜNE befürworten grundsätzlich 

das Ziel, Emissionen im Wärmesektor zu 

reduzieren und innovative Technologien 

zu nutzen, die den Einstieg in eine klima-

freundliche Wärmeversorgung erleich-

tern. Dabei ist es uns wichtig, dass Ener-

gieträger und Technologien, die unter-

stützt werden, nachweislich zur Treib-

hausgasreduzierung beitragen und in ein 

System mit erneuerbaren Energien und 

hoher Energieeffizienz eingebettet sind. 

Die kommunale Wärmeplanung ist für 

uns der maßgebliche Rahmen für die 

Auswahl geeigneter Wärmelösungen vor 

Ort. Vor diesem Hintergrund könnten wir 

uns eine Prüfung regenerativer Flüssig-

brennstoffe wie sogenanntes „Grünes 

Heizöl“ nur unter den folgenden Voraus-

setzungen vorstellen: soweit sie nach-

weislich Treibhausgasemissionen redu-

zieren, einen klaren 

Alle Heizsysteme müssen irgendwann 

modernisiert werden. Wenn der Zeit-

punkt gekommen ist, macht es Sinn, sich 

möglichst modern aufzustellen. Dabei 

geht es nicht nur um die Verringerung 

von Kohlendioxid-Emissionen, sondern 

generell um effizienteres Bauen, Däm-

men, Heizen und natürlich auch um die 

Frage, welche Energiequellen auf dem 

Markt – und in unserer Nähe – verfügbar 

sind und was sie kosten. Die Energiebran-

che ist derzeit in einem gewaltigen Um-

bruch. Es gibt eine Reihe von hervorra-

genden, innovativen Möglichkeiten der 

Energieversorgung. Viele sind noch teuer 

oder nicht ausreichend verfügbar. Aber 

in vielen Bereichen sind moderne Sys-

teme bereits gut im Alltag von Firmen, 

Unternehmen, aber auch von Privatleu-

ten etabliert. Der Schlüssel ist, dass die 
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Wir setzen uns dafür ein, dass Innovatio-

nen im Bereich erneuerbarer Brennstoffe 

faire Rahmenbedingungen erhalten. 

Dazu gehört auch, dass bestehende 

Heizsysteme perspektivisch weiterentwi-

ckelt und klimafreundlicher betrieben 

werden können, statt funktionierende 

Anlagen vorschnell zu ersetzen. Das 

schafft Planungssicherheit für Eigentü-

mer und verhindert wirtschaftliche Be-

lastungen. Ziel bleibt zugleich die Reduk-

tion von Treibhausgasemissionen im Ge-

bäudesektor. Dieses Ziel erreichen wir 

jedoch am besten durch einen breiten 

Technologiemix, der regionale Gegeben-

heiten berücksichtigt – von Wärmepum-

pen über Nah- und Fernwärme bis hin zu 

erneuerbaren flüssigen Energieträgern. 

Klimaschutz und Versorgungssicherheit 

dürfen dabei nicht gegeneinander ausge-

spielt werden. 

darstellen, vor allem dort, wo andere er-

neuerbare Optionen derzeit noch nicht 

verfügbar oder wirtschaftlich nicht dar-

stellbar sind. Solche Brennstoffe können 

helfen, bestehende Heizungsanlagen 

schrittweise klimafreundlicher zu ma-

chen, ohne Eigentümerinnen und Eigen-

tümer zu überfordern. 

Im Rahmen der kommunalen Wärmepla-

nung können diese Lösungen daher be-

rücksichtigt werden, wenn sie nachweis-

lich zur CO₂-Minderung beitragen und 

perspektivisch mit einer weiteren Um-

stellung auf erneuerbare Energien ver-

einbar sind. Sie ersetzen jedoch nicht den 

notwendigen Ausbau von Nah- und 

Quartiersnetzen, die stärkere Nutzung 

von Strom aus erneuerbaren Quellen so-

wie die Sektorkopplung. Unser Ansatz ist 

technologieoffen, aber klar auf Kli-

maneutralität ausgerichtet, mit prakti-

kablen Übergängen, gerade für den länd-

lichen Raum. 

 

Nachhaltigkeitsnachweis erbringen; sie 

sinnvoll in langfristige, klimaneutrale 

Wärmeversorgungskonzepte eingebet-

tet sind; sie nicht bestehende, effizien-

tere regenerative Lösungen wie Wärme-

pumpen oder Nah- und Fernwärme ver-

drängen und, sie positiv auf die Versor-

gungssicherheit und soziale Aspekte wir-

ken.  

Insgesamt bekräftigen wir GRÜNE unsere 

Haltung, dass die Wärmewende vor al-

lem durch den Ausbau erneuerbarer 

Energien, durch Energieeffizienz und 

durch sozial gerechte, lokal abgestimmte 

Wärmeplanung gelingen wird.  

Bedingungen für Produktion und Trans-

port verbessert werden.  

Dann können die Produkte günstiger an-

geboten werden und finden größere Ak-

zeptanz. Diese Prozesse sollten idealer-

weise auch deutlich beschleunigt wer-

den, dann ist eine frühere Zielerreichung 

möglich. Aber zuerst sollten die Voraus-

setzungen geschaffen werden, bevor 

utopische Zwangs-Zieldaten in die Welt 

gesetzt und die Bevölkerung verunsi-

chert wird. 
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Schmierstoff 

8. Hochentwickelte Schmierstoffe sind für die Umwandlung kinetischer Energie in elektrische Energie (und umgekehrt) in Maschinen und Motoren unerlässlich und 
damit eine fundamentale Grundlage für die Defossilisierung der Gesellschaft. Wie ordnen Sie den Stellenwert von Schmierstoffen ein und bewerten die 
gesteigerte Energieeffizienz?  
 

CDU 
 
 

SPD Grüne  FDP 

Schmierstoffe leisten ohne Frage einen 

wichtigen Beitrag zur Funktionsfähigkeit 

moderner Maschinen und Anlagen. Ihr 

hervorgehobener Stellenwert ergibt sich 

dabei aus ihrer Rolle als Querschnitts-

technologie, die in Industrie, Mobilität 

und Energieerzeugung gleichermaßen 

Wirkung entfaltet. Aus Sicht der CDU 

Rheinland-Pfalz ist entscheidend, dass 

technologische Verbesserungen – etwa 

bei Schmierstoffen – schrittweise Effizi-

enzgewinne ermöglichen. Eine gestei-

gerte Energieeffizienz hilft, Ressourcen 

zu schonen, Emissionen zu senken und 

die Wettbewerbsfähigkeit des Industrie-

standorts zu sichern. Das gilt sowohl für 

bestehende Systeme als auch für neue 

Anwendungen, etwa im Bereich der 

Elektromobilität oder der erneuerbaren 

Energien. Gleichzeitig ist es wichtig, den 

Beitrag solcher Technologien realistisch 

Schmierstoffe sind aus unserer Sicht ein 

oft unterschätzter, aber zentraler Bau-

stein für eine erfolgreiche Energie- und 

Industriewende. Sie leisten einen wichti-

gen Beitrag, damit Maschinen, Motoren 

und Anlagen effizient, langlebig und zu-

verlässig arbeiten können. Auch bei der 

Produktion von erneuerbarer Energie 

oder der Elektromobilität spielen 

Schmerstoffe eine wichtige Rolle. Ferner 

sind leistungsfähige Schmierstoffe für 

den Industriestandort Rheinland-Pfalz 

unentbehrlich. 

Wir sehen deshalb in der Weiterentwick-

lung innovativer, möglichst nachhaltiger 

Schmierstoffe, z.B. auf biogener oder 

synthetischer Basis, ein wichtiges Zu-

kunftsfeld. Effizienzgewinne durch sol-

che Technologien unterstützen unsere 

Ziele einer klimaneutralen 

Schmierstoffe besitzen eine unterstüt-
zende Rolle in Alltag. Sie senken Rei-
bungsverluste, erhöhen Energieeffizienz 
von Maschinen. Insbesondere bioba-
sierte Schmierstoffe sind aus nachhalti-
ger Sicht relevant. Sie können fossile 
Rohstoffe ersetzen, sind besser biolo-
gisch abbaubar und reduzieren Umwelt-
belastungen. Effizienzgewinn und der 
Einsatz biobasierter Alternativen sind 
sinnvolle Bausteine auf den Weg zu einer 
ressourcenschonenden Wirtschaft.  

Hochentwickelte Schmierstoffe sind in 
den Bereichen Mobilität, Industrie sowie 
bei Produkten der Sicherheits- und Ver-
teidigungsindustrie von essentieller Be-
deutung. Solange diese Schmierstoffe 
noch nicht bio-basiert erzeugt werden 
können, sind sie unabdingbar für An-
triebe, Maschinen etc. und werden auch 
für die Prozesse der Defossilisierung be-
nötigt. 
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einzuordnen. Schmierstoffe allein sind 

kein Klimaschutzinstrument, können 

aber im Zusammenspiel mit moderner 

Antriebstechnik, intelligentem Maschi-

nenbau und effizienteren Prozessen ei-

nen unterstützenden Effekt entfalten. 

Das entspricht auch unserem Ansatz: Kli-

maschutz durch Innovation und Techno-

logieoffenheit, nicht durch ideologische 

Festlegungen. Welche Lösungen sich 

langfristig durchsetzen, sollte nicht poli-

tisch vorgegeben, sondern durch For-

schung, Markt und Praxistauglichkeit 

entschieden werden. Hochentwickelte 

Schmierstoffe sind ein Beispiel dafür, wie 

inkrementelle technische Fortschritte ei-

nen Beitrag zur Energieeffizienz leisten 

können – eingebettet in einen breiteren, 

ausgewogenen Transformationsprozess, 

der Ökologie, Ökonomie und soziale Ver-

antwortung zusammenführt. 

Energieversorgung, einer starken Indust-

rie und einer sozialverträglichen Trans-

formation. 


